
Sektionschef Dr. Mathias
Vogl, Leiter der Sekti-
on Recht im Bundesmi-

nisterium für Inneres (BMI),
eröffnete den Vortragsblock
mit der Vorstellung der
wichtigsten Vorschläge eines
Entwurfes für ein neues Ver-
sammlungsgesetz. Das Ver-
sammlungsrecht sei eines der
fundamentalsten Rechte ei-
ner modernen, demokrati-
schen Gesellschaft. Das aktu-
elle Versammlungsgesetz –
zum Teil seit 150 Jahren un-
verändert – sei jedoch in vie-
len Bereichen für die Bewäl-
tigung der gegenwärtigen
Herausforderungen nicht
ausreichend, betonte Vogl.
Eine Enquete biete den pas-
senden Rahmen, um rund um
dieses Thema Transparenz

zu schaffen, den Diskurs zu
versachlichen sowie unmit-
telbaren, fachlichen Aus-
tausch zu ermöglichen. 

Fehlende Legaldefinition.
Univ.-Prof. Dr. Ewald Wie-
derin vom Institut für Staats-
und Verwaltungsrecht der
Universität Wien referierte
über eine mögliche Legalde-
finition des Versammlungs-
begriffes. Eine konkrete ge-
setzliche Festlegung einer
„Versammlung“ fehle näm-
lich bisher im Gesetzestext.
Diese Lücke werde durch
Zurückgreifen auf Judikatur
und Lehre geschlossen. Wie-
derin präsentierte mehrere
Varianten zur Erfassung des
Versammlungsbegriffes und
plädierte dafür klarzustellen,

dass das Gesetz auf bestimm-
te Versammlungen nicht an-
wendbar sei. Zum Element
der „vorübergehenden Zu-
sammenkunft“, die die zeitli-
che Komponente beim Ver-
sammlungsbegriff bildet, be-
merkte Wiederin etwa, dass
es nicht zu einem Zusam-
menschluss der Versammel-
ten kommen müsse. Aus dem
„vorübergehenden“ Charak-
ter dürfe nicht der Schluss
gezogen werden, dass es sich
nicht um eine lange andau-
ernde Aktion handle.

Versammlungsanzeige.
Der Landespolizeipräsident
von Wien, Dr. Gerhard
Pürstl, sprach über die aus
Sicht der Praxis sehr wichtige
Versammlungsanzeige und

erläuterte, welche Angaben
für das Abhalten einer Ver-
sammlung bisher erforder-
lich waren und welche Er-
weiterungen der Entwurf
vorsehe. Beispielsweise sol-
len in Zukunft zur einfache-
ren Planung und Abwick-
lung von Versammlungen
Angaben unter anderem zu
den Modalitäten, zur Aus-
rüstung, geschätzten Teil-
nehmerzahl und Sprache er-
forderlich sein. Diese erwei-
terten Informationen sollen
der Behörde ermöglichen,
nicht nur die Zulässigkeit
der Versammlung besser be-
urteilen, sondern auch die er-
forderlichen Vorkehrungen
treffen zu können. Allein im
ersten Halbjahr 2017 seien
in Wien laut Pürstl bereits
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Anti-Opernball-Demonstration 2017: In Wien wurden im ersten Halbjahr 2017 11.000 Versammlungen angezeigt.

Einfachere Planung und Abwicklung
Bei der Enquete „Versammlungsgesetz neu“ am 28. Juni 2017 diskutierten Experten aus Wissenschaft

und Praxis im Innenministerium über einen Entwurf für ein modernisiertes Versammlungsgesetz.



über 11.000 Versammlungen
angezeigt worden.

Kontaktperson. Hofrat Dr.
Rudolf Keplinger, Leiter des
Rechtsbüros der Landespoli-
zeidirektion Oberösterreich,
berichtete über die Aufgaben
und Pflichten des Leiters ei-
ner Versammlung, die in ei-
nem zukünftigen Versamm-
lungsgesetz genauer definiert
werden sollten. Die Möglich-
keit einer Kontaktperson für
die Behörde während der
Versammlung vereinfache
die Abhaltung der Versamm-
lung für beide Seiten enorm.
Bei gezielter Kooperation
könne in vielen Fällen ver-
sammlungserhaltend agiert
werden und von einer kom-
pletten Auflösung abgesehen
werden. Der Entwurf sieht
für den Versammlungsleiter
vor, dass dieser für den si-
cheren Ablauf Sorge zu tra-
gen habe. Für diese Aufgabe
habe er einen Ordnerdienst
einzusetzen. Ein Verstoß ge-
gen diese Verpflichtungen
sollte aber – weiterhin – nur
als Verwaltungsübertretung
und nicht, wie beispielsweise
in Deutschland, strafrechtlich
geahndet werden können.

Interessensausgleich. Em.
o. Univ.-Prof. Dr. Bernhard
Raschauer, Professor für
Verfassungs- und Verwal-
tungsrecht, stellte die aus sei-
ner Sicht möglichen Ein-
schränkungs- und Modifizie-
rungsmöglichkeiten unter

Berücksichtigung des Rechts
auf Versammlungsfreiheit
dar. Das Recht auf Ver-
sammlungsfreiheit könne
nicht als „Privatwillkür“ ver-
standen werden. Er wies ins-
besondere darauf hin, dass
bei Ausübung des Grund-
rechts der Versammlungs-
freiheit immer auch die
Grund- und Freiheitsrechte
anderer gewahrt bzw. abge-
wogen werden müssten.
Auch der Gesetzgeber könne
für einen Interessensaus-
gleich sorgen.

Verbotszonen. Breiter
Raum wurde – auch in den
Fragen und Beiträgen des Pu-
blikums bei der anschließen-
den Diskussion – „Verbots-
zonen“ gewidmet. Es soll
sich hierbei um durch Ver-
ordnung des Innenministers
festgelegte Bereiche handeln,
in denen über einen gewissen
Zeitraum die Abhaltung einer
Versammlung untersagt sein
soll. Geschützt werden sollen
dadurch die Rechte Dritter,
insbesondere von Wirt-
schaftstreibenden, die an be-
sonders stark frequentierten
Versammlungsorten ansässig
sind. In seinem Resümee be-
tonte Sektionschef Vogl, dass
er sich in der kommenden
Legislaturperiode eine sachli-
che Diskussion erhoffe, die
idealerweise in eine parla-
mentarische Behandlung ei-
nes neuen Versammlungsge-
setzes münden sollte.       

Elisabeth Rieß
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Enquete „Versammlungsgesetz neu“: Walter Grosinger, 
Gerald Groß, Gerhard Pürstl, Rudolf Keplinger, Ewald Wiede-
rin, Bernhard Raschauer, Mathias Vogl.


